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           Anlage 1 
 
 
Auszüge aus Wasserhaushaltsgesetz und Landeswassergesetz 
 
 

Bundeswassergesetz: Wasserhaushaltsgesetz WHG: 

§ 60 

Abwasseranlagen 

(1) Abwasseranlagen sind so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass die 
Anforderungen an die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Im Übrigen müssen 
Abwasserbehandlungsanlagen im Sinne von Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 nach dem Stand der 
Technik, andere Abwasseranlagen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 
errichtet, betrieben und unterhalten werden. 

(2) Entsprechen vorhandene Abwasseranlagen nicht den Anforderungen nach Absatz 1, so sind 

die erforderlichen Maßnahmen innerhalb angemessener Fristen durchzuführen. 

(3) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Änderung einer 

Abwasserbehandlungsanlage bedürfen einer Genehmigung, wenn 

 
1.  

für die Anlage nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung eine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht oder 

 
2.  in der Anlage Abwasser behandelt wird, das 

  
a)  

aus Anlagen nach § 3 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen stammt, 
deren Genehmigungserfordernis sich nicht nach § 1 Absatz 2 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen auf die Abwasserbehandlungsanlage erstreckt, und 

  
b)  

nicht unter die Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behandlung 
von kommunalem Abwasser (ABl. L 135 vom 30.5.1991, S. 40), die zuletzt durch die 
Verordnung (EG) Nr. 1137/2008 (ABl. L 311 vom 21.11.2008, S. 1) geändert worden ist, 
fällt. 

  

Die Genehmigung ist zu versagen oder mit den notwendigen Nebenbestimmungen zu 
versehen, wenn die Anlage den Anforderungen des Absatzes 1 nicht entspricht oder 
sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften dies erfordern. § 13 Absatz 1, § 16 Absatz 1 und 
3 und § 17 gelten entsprechend. Für die Anlagen, die die Voraussetzungen nach Satz 1 
Nummer 2 erfüllen, gelten auch die Anforderungen nach § 5 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes entsprechend. 

(4) Sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, hat der Betreiber die Änderung der Lage, 
der Beschaffenheit oder des Betriebs einer Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 
Satz 1 Nummer 2 erfüllt, der zuständigen Behörde mindestens einen Monat bevor mit der 
Änderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen, wenn die Änderung Auswirkungen auf 
die Umwelt haben kann. Der Anzeige sind die zur Beurteilung der Auswirkungen notwendigen 
Unterlagen nach § 3 Absatz 1 und 2 der Industriekläranlagen-Zulassungs- und 
Überwachungsverordnung beizufügen, soweit diese für die Prüfung erforderlich sein können, ob 
das Vorhaben genehmigungsbedürftig ist. Die zuständige Behörde hat dem Betreiber 
unverzüglich mitzuteilen, ob ihr die für die Prüfung nach Satz 2 erforderlichen Unterlagen 
vorliegen. Der Betreiber der Anlage darf die Änderung vornehmen, sobald die zuständige 
Behörde ihm mitgeteilt hat, dass die Änderung keiner Genehmigung bedarf oder wenn die 
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zuständige Behörde sich innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung nach Satz 3, dass 

die erforderlichen Unterlagen vorliegen, nicht geäußert hat. 

(5) Kommt der Betreiber einer Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 
2 erfüllt, einer Nebenbestimmung oder einer abschließend bestimmten Pflicht aus einer 
Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 57 Absatz 2, 3, 4 Satz 1 
Nummer 1 oder Absatz 5 Satz 2, nach § 23 Absatz 1 Nummer 5 oder der Abwasserverordnung 
in ihrer am 28. Februar 2010 geltenden Fassung nicht nach und wird hierdurch eine 
unmittelbare Gefahr für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt herbeigeführt, so hat die 
zuständige Behörde den Betrieb der Anlage oder den Betrieb des betreffenden Teils der Anlage 
bis zur Erfüllung der Nebenbestimmung oder der abschließend bestimmten Pflicht zu 

untersagen. 

(6) Wird eine Anlage, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 erfüllt, ohne die 
erforderliche Genehmigung betrieben oder wesentlich geändert, so ordnet die zuständige 
Behörde die Stilllegung der Anlage an. 

(7) Die Länder können regeln, dass die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche Änderung 
von Abwasseranlagen, die nicht unter Absatz 3 fallen, einer Anzeige oder Genehmigung 
bedürfen. Genehmigungserfordernisse nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften bleiben 
unberührt. 

 

§ 61 
Selbstüberwachung bei Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen 

(1) Wer Abwasser in ein Gewässer oder in eine Abwasseranlage einleitet, ist verpflichtet, das 
Abwasser nach Maßgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 3 oder der die 
Abwassereinleitung zulassenden behördlichen Entscheidung durch fachkundiges Personal zu 
untersuchen oder durch eine geeignete Stelle untersuchen zu lassen (Selbstüberwachung). 

(2) Wer eine Abwasseranlage betreibt, ist verpflichtet, ihren Zustand, ihre Funktionsfähigkeit, 
ihre Unterhaltung und ihren Betrieb sowie Art und Menge des Abwassers und der 
Abwasserinhaltsstoffe selbst zu überwachen. Er hat nach Maßgabe einer Rechtsverordnung 
nach Absatz 3 hierüber Aufzeichnungen anzufertigen, aufzubewahren und auf Verlangen der 

zuständigen Behörde vorzulegen. 

(3) Durch Rechtsverordnung nach § 23 Absatz 1 Nummer 8, 9 und 11 können insbesondere 
Regelungen über die Ermittlung der Abwassermenge, die Häufigkeit und die Durchführung von 
Probenahmen, Messungen und Analysen einschließlich der Qualitätssicherung, Aufzeichnungs- 
und Aufbewahrungspflichten sowie die Voraussetzungen getroffen werden, nach denen keine 

Pflicht zur Selbstüberwachung besteht. 

 
 
 
Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen LWG NRW: 

 
§ 53 

Pflicht zur Abwasserbeseitigung 
Zu § 18 a WHG) 

(1) Die Gemeinden haben das auf ihrem Gebiet anfallende Abwasser gemäß § 18a des 
Wasserhaushaltsgesetzes zu beseitigen. Die Verpflichtung der Gemeinden zur 
Abwasserbeseitigung umfasst insbesondere 
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1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren 
Bebaubarkeit nach Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, 
einen Vorhaben- und Erschließungsplan oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs- und 
Ergänzungssatzung begründet worden ist,  

2. das Sammeln und das Fortleiten des auf Grundstücken des Gemeindegebietes 
anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen nach § 
58 Abs.1 Sätze 4 und 5, 

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen Abwassers 
sowie die Aufbereitung des durch die Abwasserbehandlung anfallenden 
Klärschlamms für seine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung, 

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für 
die Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die 
Anforderungen des § 18b des Wasserhaushaltsgesetzes und des § 57 dieses 
Gesetzes, 

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und 
dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung,  

6. die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im Falle des Absatzes 4, 

7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe der Absätze 1a 
und 1b. 

Die Gemeinden können sich zur Erfüllung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht nach Satz 2 Dritter 
bedienen. 

(1a) Mit dem Abwasserbeseitigungskonzept nach Absatz 1 Nr. 7 legen die Gemeinden der 
zuständigen Behörde eine Übersicht über den Stand der öffentlichen Abwasserbeseitigung 
sowie über die zeitliche Abfolge und die geschätzten Kosten der nach Absatz 1 Nr. 4 
erforderlichen Maßnahmen vor. Das Abwasserbeseitigungskonzept ist jeweils im Abstand von 
sechs Jahren erneut vorzulegen. Es wird von der Gemeinde erarbeitet, im Gebiet von 
Abwasserverbänden im Benehmen mit dem Abwasserverband. Die vom Abwasserverband 
gemäß § 54 Abs. 1 und 5 übernommenen Maßnahmen sind nachrichtlich auszuweisen. Die 
oberste Wasserbehörde bestimmt durch Verwaltungsvorschrift, welche Angaben in das 
Abwasserbeseitigungskonzept zwingend aufzunehmen sind und in welcher Form sie dargestellt 
werden. Die zuständige Behörde kann zur Erreichung der sich aus § 2 ergebenden Ziele sowie 
aus einem Maßnahmenprogramm nach §§ 2d und 2e ergebenden Anforderungen Fristen 
setzen, wenn die Gemeinde ohne zwingenden Grund die Durchführung von Maßnahmen 
verzögert, die im Abwasserbeseitigungskonzept vorgesehen sind. Das 
Abwasserbeseitigungskonzept ist grundsätzlich innerhalb einer Frist von drei Monaten zu 
prüfen; wird es nach sechs Monaten nicht beanstandet, kann die Gemeinde davon ausgehen, 
dass mit der Umsetzung der dargestellten Maßnahmen in dem dafür von der Gemeinde 
vorgesehenen zeitlichen Rahmen die Aufgaben nach § 53 LWG ordnungsgemäß erfüllt werden. 

(1b) Das Abwasserbeseitigungskonzept soll auch Aussagen darüber enthalten, wie zukünftig in 
den Entwässerungsgebieten das Niederschlagswasser unter Beachtung des § 51a und der 
städtebaulichen Entwicklung beseitigt werden kann. Dabei sind die Auswirkungen auf die 
bestehende Entwässerungssituation sowie die Auswirkungen auf das Grundwasser und die 
oberirdischen Gewässer darzustellen. 

(1c) Abwasser ist von dem Nutzungsberechtigten des Grundstücks, auf dem das Abwasser 
anfällt, der Gemeinde oder, im Falle eines Übergangs der Aufgabe des Absatz 1 Nr. 2 auf eine 
Anstalt des öffentlichen Rechts oder andere öffentlich-rechtliche Körperschaften, diesen zu 
überlassen, soweit nicht nach den folgenden Vorschriften der Nutzungsberechtigte selbst oder 
andere zur Abwasserbeseitigung verpflichtet sind. Ist die Abwasserbeseitigungspflicht auf den 
Nutzungsberechtigten eines Grundstückes übertragen worden, so geht diese Verpflichtung auf 
den Rechtsnachfolger des Nutzungsberechtigten über. 
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(1d) Ist die Einrichtung einer Kanalisation nicht gerechtfertigt, weil sie entweder keinen Nutzen 
für die Umwelt mit sich bringen würde oder mit übermäßigen Kosten verbunden wäre, so sind 
andere geeignete kostengünstigere gemeinsame Abwassersysteme zulässig, die das gleiche 
Umweltschutzniveau gewährleisten. 

(1e) Die Gemeinde kann zur Erfüllung ihrer Abwasserbeseitigungspflicht durch Satzung 
1. Fristen für die Prüfung von Haus- und/oder Grundstücksanschlüssen festlegen, wenn die 
Verordnung nach § 61 Absatz 2 keine Fristen für die erstmalige Prüfung vorsieht oder wenn 
Sanierungsmaßnahmen an öffentlichen Abwasseranlagen zu planen oderdurchzuführen sind 
oder wenn die Gemeinde für abgegrenzte Teile ihres Gebietes die Kanalisation im Rahmen der 
Selbstüberwachungsverpflichtung nach § 61 überprüft, 
2. festlegen, dass ihr eine Bescheinigung über das Ergebnis der Prüfung vorzulegen ist, 
3. die Errichtung und den Betrieb von Inspektionsöffnungen oder Einsteigeschächten mit 
Zugang für Personal auf privaten Grundstücken vorschreiben. 
Die auf der Grundlage des vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassenen Satzungen zur 
Regelung von Fristen können fortbestehen. 
Die Gemeinde ist verpflichtet, die Grundstückseigentümer über ihre Pflichten nach §§ 60 und 61 
des Wasserhaushaltsgesetzes zu unterrichten und zu beraten. 
(2) Werden einem Indirekteinleiter Maßnahmen der Abwasserbeseitigung auferlegt, ist er 
insoweit abwasserbeseitigungspflichtig. 

(3) Zur Beseitigung von Niederschlagswasser, welches von Straßenoberflächen außerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile anfällt, ist der Träger der Straßenbaulast verpflichtet. 

(3a) Sofern gegenüber der zuständigen Behörde nachgewiesen ist, dass das 
Niederschlagswasser gemeinwohlverträglich auf dem Grundstück versickert oder ortsnah in ein 
Gewässer eingeleitet werden kann und die Gemeinde den Nutzungsberechtigten des 
Grundstücks von der Überlassungspflicht nach Absatz 1c freigestellt hat, ist er zur Beseitigung 
von Niederschlagswasser verpflichtet. Hiervon unberührt bleibt die Möglichkeit der Gemeinde, 
auf die Überlassung des Niederschlagswassers zu verzichten, wenn die Übernahme bereits 
erfolgt ist und eine ordnungsgemäße Beseitigung oder Verwendung des Niederschlagswassers 
durch den Nutzungsberechtigten sichergestellt ist. Der Nachweis der Gemeinwohlverträglichkeit 
ist von der Gemeinde unter Berücksichtigung der Entwicklung der Grundwasserstände zu 
führen, wenn die Bebaubarkeit des Grundstückes nach dem 1. Januar 1996 durch einen 
Bebauungsplan, einen Vorhabens- und Erschließungsplan oder eine baurechtliche Satzung 
begründet worden ist. Im Übrigen ist der Nachweis durch den Nutzungsberechtigten des 
Grundstücks zu führen. Im Falle des Satzes 3 ist der Nachweis der zuständigen Behörde 
rechtzeitig vor der Bebauung der Grundstücke mit der Planung nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und § 58 
Abs. 1 vorzulegen. 

(4) Die zuständige Behörde kann die Gemeinde auf ihren Antrag widerruflich ganz oder 
teilweise von der Pflicht zur Abwasserbeseitigung für Grundstücke außerhalb im 
Zusammenhang bebauter Ortsteile freistellen und diese Pflicht auf die Nutzungsberechtigten 
der Grundstücke übertragen, wenn eine Übernahme des Abwassers wegen technischer 
Schwierigkeiten oder wegen eines unverhältnismäßig hohen Aufwandes nicht angezeigt ist, das 
Wohl der Allgemeinheit der gesonderten Abwasserbeseitigung nicht entgegensteht und der 
Nutzungsberechtigte eine Abwasserbehandlungsanlage betreibt, die den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik entspricht. Die zuständige Behörde kann auf Antrag der 
Gemeinde darüber hinaus bei landwirtschaftlichen Betrieben dem Nutzungsberechtigten der 
Grundstücke die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten der anfallenden Schlamms übertragen, 
wenn die Schlammbehandlung in einer Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entspricht und der Schlamm auf eigenbewirtschaftete Ackerflächen unter Beachtung 
der geltenden abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und bodenschutzrechtlichen 
Bestimmungen aufgebracht wird. 

(4a) Zum Zweck der Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht nach Absatz 1 gilt für die 
Bediensteten der Gemeinde und die mit Berechtigungsausweis versehenen Beauftragen der 
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Gemeinde § 117 entsprechend. Satz 1 gilt auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, das 
der Gemeinde zu überlassen ist. 

(5) Die zuständige Behörde kann die Gemeinde auf ihren Antrag widerruflich ganz oder 
teilweise von der Pflicht zur Beseitigung von Abwasser aus gewerblichen Betrieben, 
einschließlich der von diesen genutzten Flächen und aus anderen Anlagen freistellen und diese 
Pflicht auf den gewerblichen Betrieb oder den Betreiber der Anlage übertragen, soweit das 
Abwasser zur gemeinsamen Fortleitung oder Behandlung in einer öffentlichen Abwasseranlage 
ungeeignet ist oder zweckmäßiger getrennt beseitigt wird. Unter den gleichen Voraussetzungen 
kann die zuständige Behörde nach Anhörung der Gemeinde die Pflicht zur 
Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise einem Gewerbebetrieb oder dem Betreiber der 
Anlage auf seinen Antrag widerruflich übertragen. Im Gebiet eines Abwasserverbandes ist 
dieser zu beteiligen. § 54 Abs. 4 bleibt unberührt. Sollen kommunales Abwasser und Abwasser 
aus einem gewerblichen Betrieb gemeinsam behandelt werden, kann die zuständige Behörde 
die Abwasserbehandlung mit Zustimmung der betroffenen Gemeinde und des gewerblichen 
Betriebes auf diesen übertragen, wenn die Abwasserbehandlung durch den gewerblichen 
Betrieb zweckmäßiger ist. 

(6) Abwasserbeseitigungspflichtige können sich mit Genehmigung der zuständigen Behörde zur 
gemeinsamen Durchführung der Abwasserbeseitigung zusammenschließen. Sie sind zur 
gemeinsamen Durchführung verpflichtet, wenn anders die Abwasserbeseitigung nicht 
ordnungsgemäß durchgeführt werden kann oder wenn die gemeinsame Durchführung 
zweckmäßiger ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn durch die gemeinsame Durchführung 

a) eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere eine 
Gewässerverunreinigung vermieden oder verringert, 

               oder 

b) die Abwasserbeseitigung insgesamt wirtschaftlicher gestaltet werden kann. 

(7) Obliegt die Abwasserbeseitigungspflicht nicht einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, hält 
die zuständige Behörde den Verpflichteten zur Erfüllung seiner Pflicht an. 

 
 
 
 
 

§ 53c  
Umlage von Kosten der Abwasser- und Fremdwasserbeseitigung 

Die Erhebung von Benutzungsgebühren durch die Gemeinden erfolgt auf der Grundlage des 
Kommunalabgabengesetzes mit der Maßgabe, dass zu den ansatzfähigen Kosten alle 
Aufwendungen gehören, die den Gemeinden durch die Wahrnehmung ihrer Pflichten nach § 53 
entstehen. Zu den ansatzfähigen Kosten gehören auch 
1. die Kosten der Beratung der Anschlussnehmer im Zusammenhang mit dem Anschluss ihres 
Grundstücks an die öffentliche Abwasser- oder Fremdwasseranlage sowie die Kosten der 
Unterrichtung und Beratung nach § 53 Absatz 1e Satz 3, 
2. die Kosten zur Ableitung oder Behandlung von Grund- und Drainagewasser über öffentliche 
Abwasser- oder Fremdwasseranlagen, 
3. die Kosten zur Verbesserung der Vorflut für die Zwecke der getrennten 
Niederschlagswasser- und Fremdwasserbeseitigung sowie 
4. die Kosten für die Überprüfung der Funktionsfähigkeit der Grundstücksanschlussleitungen, 
auch wenn diese nicht Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage sind. 
Ein schonender und sparsamer Umgang mit Wasser sowie die Nutzung von Regenwasser 
sollen in die Gestaltung der Benutzungsgebühr einfließen. 
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§ 60 
Selbstüberwachung von Abwassereinleitungen 

(1) Wer Abwasser in ein Gewässer einleitet, ist verpflichtet, das Abwasser durch eigenes 
Personal mit geeigneter Vorbildung zu untersuchen oder auf seine Kosten durch eine von ihm 
beauftragte geeignete Stelle untersuchen zu lassen. Die oberste Wasserbehörde wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung nach Anhörung des für das Wasserrecht zuständigen 
Ausschusses des Landtags Gruppen von Abwassereinleitern, deren Abwasser keiner 
Behandlung bedarf oder von deren Abwassereinleitungen keine erhebliche Beeinträchtigung 
des Wasserhaushalts zu erwarten ist, von dieser Verpflichtung zu befreien. 

(2) Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung Regelungen zu 
treffen über 

1. die Ermittlung der Abwassermenge, 

2. Häufigkeit, Dauer sowie Art und Umfang der Probeentnahmen, 

3. die Behandlung und Untersuchung der entnommenen Proben insbesondere 
darüber, welche Merkmale und Inhaltsstoffe des Abwassers zu untersuchen sind, wie 
bei den Untersuchungen zu verfahren ist und in welcher Art und in welchem Umfang 
die Untersuchungsergebnisse aufzuzeichnen sind. 

(3) Die für die Erlaubnis der Abwassereinleitung zuständige Behörde kann den 
Abwassereinleiter von der Untersuchungspflicht nach den Absätzen 1 und 2 ganz oder teilweise 
befreien, wenn keine erhebliche Beeinträchtigung des Wasserhaushalts zu erwarten ist. 

(4) Die Untersuchungsergebnisse sind von demjenigen, der die Untersuchung durchgeführt hat, 
mindestens drei Jahre aufzubewahren und auf Anforderung der zuständigen Behörde 
unmittelbar vorzulegen. 

 
 
 
 
 

§ 61  
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen 

(1) Abwasseranlagen sind nach Maßgabe der §§ 60 Absatz 1 und 2, 61 Absatz 2 WHG zu 
betreiben. Kommt der Betreiber einer Abwasserbehandlungsanlage seinen Verpflichtungen 
nach § 57 Abs. 3 nicht rechtzeitig nach, kann er von der zuständigen Behörde verpflichtet 
werden, auf seine Kosten die Anlage oder Teile von ihr regelmäßig durch einen geeigneten 
Sachverständigen überprüfen zu lassen. Die zuständige Behörde legt dabei Art, Umfang und 
Häufigkeit der Überprüfungen fest. Der Sachverständige hat das Prüfergebnis, insbesondere 
bei der Überprüfung festgestellte Mängel, dem Betreiber, festgestellte Mängel auch der 
zuständigen Behörde mitzuteilen. Der Betreiber hat die Mängel unverzüglich abzustellen und 
die zuständige Behörde darüber zu unterrichten. 

(2) Die oberste Wasserbehörde wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 

Landtags insbesondere Regelungen zu treffen über: 

1. die vom Betreiber zu beobachtenden Einrichtungen und Vorgänge, die Häufigkeit der 
Beobachtung, die Art und den Umfang der zu ermittelnden Betriebskenndaten und die 
Häufigkeit ihrer Ermittlung sowie Art und Umfang der Aufzeichnungen über die Beobachtungen 

und Ermittlungen, 

2. die Methoden und Fristen zur Durchführung der Prüfung des Zustands und der 
Funktionsfähigkeit, die Anerkennung durchgeführter Prüfungen, Notwendigkeit und Fristen der 
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Sanierung, Unterrichtung und Beratung, die Anforderungen an die Sachkunde sowie die 
Voraussetzungen für die Anerkennung bzw. Aberkennung der Sachkunde durch die zuständige 
nordrhein-westfälische Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer oder 
Ingenieurkammer-Bau oder die zuständige Behörde, die Führung einer landesweiten Liste der 
anerkannten Sachkundigen und Schulungsinstitutionen, 

3. den Inhalt, die Aufbewahrung und die Vorlage von Unterlagen, Nachweisen und 

Prüfbescheinigungen. 

(3) Bei Abwassereinleitungen und Indirekteinleitungen nach §§ 59 und 59a kann die zuständige 
Behörde den Einleiter von der Pflicht zur Selbstüberwachung nach den Absätzen 1 und 2 ganz 
oder teilweise befreien, wenn keine erhebliche Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 

zu erwarten ist. 

§ 61a  
(aufgehoben) 

 


	1,1
	1,2
	1,3
	2,4,'BImSchG'
	3,5
	1,6
	4,7
	det277345

